
BGE 109 V 95
Bundesgericht (BGE), 1983-08-30, DE

Quelle: https://mcp.opencaselaw.ch/entscheid/bge_109 V 95

FR: ATF 109 V 95

IT: DTF 109 V 95

Regeste

Regeste Art. 52 AHVG: Schadenersatzpflicht des Arbeitgebers. Kann die Kontrollstelle
einer Aktiengesellschaft haftbar werden?

Erwägungen

E. 7
Die Rekurskommission bezeichnete Johann H. als Kontrollstelle der AG im Sinne von Art.
727 ff. OR . In der Verwaltungsgerichtsbeschwerde wird dies bestritten mit dem Hinweis
darauf, dass Johann H. Angestellter der Firma N. AG gewesen sei, was von Gesetzes wegen
( Art. 727 Abs. 2 OR ) die Funktion als Kontrollstelle ausschliesse. Aufgrund der
vorliegenden Akten lässt sich nicht zuverlässig beurteilen, ob Johann H. Angestellter der
AG war oder deren Kontrollstelle oder ob er allenfalls während getrennter Zeitabschnitte
sowohl in der einen wie in der andern Funktion tätig gewesen ist. Die Frage kann indessen
aus den nachfolgenden Gründen offenbleiben. Falls und insoweit Johann H. Angestellter
der AG war, konnte er nicht gleichzeitig als Kontrollstelle im Sinne von Art. 727 ff. OR
eingesetzt sein. Insofern entfällt eine Haftung nach Art. 52 AHVG mangels Organstellung.
Hinsichtlich der Kontrollstelle einer AG ist zunächst zu beachten, dass zwar einerseits ihre
Möglichkeiten der Einflussnahme auf die Geschäftsführung beschränkt sind, zumal sie
keine Verwaltungsaufgaben erfüllen darf ( Art. 731 Abs. 1 Satz 2 OR ) und mithin
begangene Fehler der Geschäftsleitung nicht selber beheben kann, dass sie aber anderseits
verpflichtet ist, den Präsidenten des Verwaltungsrates und allenfalls auch die
Generalversammlung über wahrgenommene Mängel zu informieren ( Art. 729 Abs. 3 OR )
und damit zur Vermeidung künftiger Unregelmässigkeiten beizutragen. Eine Verletzung
dieser Pflicht als Organ der AG kann eine Haftung nach Art. 52 AHVG begründen. BGE
109 V 95 S. 97 Johann H. macht geltend, er sei zunächst ausschliesslich als Vertreter im
Aussendienst tätig gewesen und ab Oktober 1976 daneben zu 25% als Buchhaltungsgehilfe
beschäftigt worden, ohne über kaufmännische Ausbildung oder Erfahrung zu verfügen; im
Buchhaltungssektor seien ihm vom Buchhalter vorwiegend untergeordnete Arbeiten
zugewiesen worden. Es ist nicht auszuschliessen, dass er bei diesen Tätigkeiten Kenntnis
davon erhielt, dass die Beitragsabrechnung und Beitragszahlung mangelhaft waren.
Indessen kann es ihm nicht als grobe Nachlässigkeit angelastet werden, wenn er es
unterliess, den Verwaltungsratspräsidenten auf die Ausstände aufmerksam zu machen, weil
davon auszugehen ist, dass dieser darüber ohnehin im Bilde war. Eine Haftung des Johann
H. ist daher auch für den Fall zu verneinen, dass er - allenfalls zumindest zeitweise - als
Kontrollstelle (und nicht als Angestellter) der AG eingesetzt gewesen sein sollte.
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